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Ein neuer Rahmen für die Militarisierung
Die Strukturierte Zusammenarbeit in der Sicherheitspolitik der EU – und deren Folgen
Die Auseinandersetzung darüber,
wie das »europäische Projekt« aus
der Krise geführt werden kann,
dauert an. Dabei spielen Sicher-
heitspolitik, Militärwesen und Rüs-
tung eine besondere Rolle.

Von Wilhelm Ersil

Im Dezember 2017 beschloss der Eu-
ropäische Rat eine Ständige Struk-
turierte Zusammenarbeit (Perma-
nent Structured Cooperation – PE-
SCO) in der Militärund Rüstungspo-
litik. Das hatten die Außenund Ver-
teidigungsminister mit ihrer Brüsse-
ler Erklärung vom 13. November
2017 vorbereitet. Darin verpflichte-
ten sich die 25 beteiligten Mitglieds-
länder auf gemeinsame Grundsätze,
Bedingungen und Verpflichtungen
für eine engere Kooperation – mit zu-
nächst 17 Projekten. Dänemark, Mal-
ta und das vor dem EU-Austritt ste-
hende Großbritannien nehmen nicht
teil. PESCOhat für die Perspektive der
Union bedeutende Konsequenzen.
Die Bundesrepublik und Frankreich
sind nach dem Brexit die mächtigs-
ten EU-Militärmächte. Für die maß-
geblichen Eliten beider Länder ge-
hörten Entscheidungen für eine »Eu-
ropäische Verteidigungsunion«
(EVU) seit langem auf die Tagesord-
nung, ohne das Bündnis mit den USA
und die NATO infrage zu stellen.
Nunmehr wird die Ständige Struk-
turierte Zusammenarbeit über-
schwänglich als erster Schritt zu ei-
ner Militärunion bewertet. Bundes-
kanzlerin Merkel sagte vor dem Da-
voser Weltwirtschaftsforum im Janu-
ar 2018, nach jahrzehntelanger Dis-
kussion werde endlich eine gemein-
same Verteidigungspolitik begrün-
det. Andere Protagonisten sehen im
»Neustart« zur »Verteidigungsinteg-
ration« einen »großen Tag« für Eu-
ropa, so Verteidigungsministerin von
der Leyen, einen »historischen
Schritt« und einen »Meilenstein in der
europäischen Entwicklung«, so der
damalige Außenminister Gabriel.
Damit seien mehr Fortschritte als in
den letzten drei Jahrzehnten erreicht
worden, meinte Kommissionspräsi-
dent Juncker.
Die PESCO-Vereinbarungen gehen

über frühere Entscheidungen zur Mi-
litarisierung der EU hinaus. Ziele sind
nunmehr: der systematische Ausbau
der Streitkräftekooperation; unions-
weit schnell zur Verfügung stehende
multinationale Einsatzkräfte und Ka-
pazitäten zur Erhöhung von Inter-
ventionsfähigkeit; die Bereitschaft,
»wesentliche Unterstützung« in Form
von Truppen und Material für mili-
tärische Auslandseinsätze bereitzu-
stellen. Die Teilnehmer verpflichten
sich zur kontinuierlichen »realen
Aufstockung der Verteidigungshaus-
halte« und damit zu weiterer Auf-
rüstung. Bis 2025 soll über Zwischen-
schritte eine funktionierende Euro-
päische Verteidigungsunion entste-
hen.
PESCO wird die EU-Integration

einschneidend beeinflussen. Dadurch
entsteht ein über den Lissabon-Ver-
trag und den EU-Mechanismus hi-
nausgehendes Geflecht staatlicher
Verbindungen und Verpflichtungen.
Die zentralen Vorhaben eröffnen
neue Möglichkeiten militärischer und
rüstungswirtschaftlicher Kooperation
zwischen verschiedenen Teilneh-
mern. Damit zeichnen sich neue
Richtungen differenzierter Integrati-
on ab. »Kerneuropa« zeigt sich in
neuen Schattierungen. Einzelnen
Staaten ist es erlaubt, in bestimmten
Bereichen schneller voranzugehen als
der Rest der EU. Verschiedenartige
Allianzen werden agieren. Neue
staatliche (und unternehmerische)
»Koalitionen der Willigen« können
entstehen. Auf jeden Fall wird die
deutsch-französische Achse massiv
gestärkt. Im März 2018 fand erst-
mals eine Ratstagung im Rahmen von
PESCO statt, welche eine Empfeh-
lung für eine »road map« für die Um-
setzung der Ständigen Zusammen-
arbeit verabschiedete. Einem »Sekre-
tariat« werden hierfür in Verbindung
mit bestehenden EU-Einrichtungen
umfassende Befugnisse eingeräumt.
Konsequenzen für den EU-Mechanis-
mus werden nicht ausbleiben. PE-
SCO stimuliert zudem weitergehen-
de Initiativen, so auf außenpoliti-
schem Gebiet. So wird angeregt,
Deutschland und Frankreich sollten

mit anderen Partnern eine gemein-
same Außenpolitik formulieren, die-
se auch ohne unionweiten Konsens
verfolgen und so als »Leuchtturm«
agieren (Norbert Röttgen).
Die Vereinbarungen werden den

militär-industriellen Komplex inner-
halb der EU stärken. Die Verteidi-
gungshaushalte sollen regelmäßig
real erhöht und Investitionen für neue
Waffensysteme gesteigert, die Zu-
sammenarbeit bei Forschung und
Entwicklung sowie bei der Rüstungs-
beschaffung effektiver werden. Die
Teilnehmer verpflichten sich somit zu
einem Rüstungsschub. Projekte wie
Eurodrohnen, neue Kampfflugzeuge
und ein gemeinsamer Panzer werden
erörtert, wofür sich Frankreich be-
sonders engagiert, so Verteidigungs-
ministerin Parly. Bei solchen Super-
projekten sind schwächere Konkur-
renten mit kerneuropäischen Rüs-
tungsgiganten konfrontiert. Streit um
Finanzmittel, wohl auch um techno-
logische Souveränität, ist absehbar.
Multinationale Rüstungsprojekte von
Staaten und Konzernen können teil-
weise durch EU-Finanzmittel geför-
dert werden. Das kann durch den
(geplanten) Europäischen Verteidi-
gungsfonds für Erforschung und Ent-
wicklung von Militärtechnologie und
– nach einem Vorschlag der EU-Kom-
mission – für gemeinsame Beschaf-
fung von Rüstungsgütern »bevor-
zugt« finanziert werden. Das soll ge-
gen den Protest antimilitaristischer
Netzwerke auch unter Nutzung des
EU-Haushalts erfolgen. PESCO wird
den gemeinsamen Binnenmarkt viel-
fach berühren. So haben Forderun-

gen nach »Entbürokratisierung« der
Bewegungsfreiheit der Truppen in-
nerhalb der EU derartige Folgen. Im
Gespräch ist ein »militärischer Schen-
genraum« durch Aufhebung admi-
nistrativer Hindernisse für grenz-
überschreitende militärische Mobili-
tät, für die Bewegung der Streitkräf-
te – faktisch zugunsten des »Ostauf-
marschs« der NATO. Dafür werden
für Infrastrukturprogramme vorgese-
hene Finanzmittel eingesetzt.

Die PESCO-Konstruktion sieht
neue Verknüpfungen zwischen EU
und NATO-Ländern sowie den neut-
ralen Mitgliedern Finnland, Irland,
Malta und Österreich vor. Letztere
können von Fall zu Fall in Projekte
eingebunden werden. So wird ein
über die Teilnehmer hinausgehendes
Geflecht militärischer und rüstungs-
wirtschaftlicher Bindungen inner-
halb der Union gefördert. Über die
Beteiligung von Drittstaaten außer-

halb der EU soll im Laufe des Jahres
entschieden werden. Diese Proble-
matik wird auch Großbritannien be-
treffen.
Bei all dem spielen die Berliner Re-

gierungen, die sich seit langem nach-
drücklich für die Wahrnehmung von
mehr sicherheitspolitischer und mi-
litärischer »Verantwortung«
Deutschlands im Weltgeschehen aus-
sprechen, eine entscheidende Rolle.
Damit ist nicht nur eine maßgebli-
chere zivile Funktion in den interna-
tionalen Beziehungen gemeint, son-
dern das zielt auch auf eine gewich-
tigere militärische Rolle der Bundes-
republik. Sie ist die dominierende eu-
ropäische Zentralmacht, deren Ein-
fluss sich im letzten Jahrzehnt nicht
nur ökonomisch und politisch, son-
dern auch in militärischer Hinsicht
gravierend erhöht hat. Mit dem bri-
tischen EU-Austritt – dessen Konse-
quenzen noch nicht übersehbar sind
– wird Deutschland noch eindeutiger
zur führenden Wirtschaftsund Fi-
nanzmacht. Für eine effektivere mi-
litärische Kooperation in der EU soll-
ten mit dem Ziel einer »Europäischen
Verteidigungsunion« Weichen ge-
stellt werden. Dazu wurden Konzep-
te für eine Rolle Deutschlands als mi-
litärische »Führungsnation« ausgear-
beitet, propagiert und partiell umge-
setzt. Auch auf diesem Gebiet müsse
die Bundesrepublik zu Europas »An-
führer« werden, heißt es in einer Stu-
die der Friends of Europe (Paul Tay-
lor). Sie müsse noch mehr zum Mag-
net für kleinere Nachbarländer wer-
den. Dabei wird dem Konzept der
»Rahmennation« gefolgt, wonach

Streitkräfte von Nachbarstaaten mit
der Bundeswehr kooperieren – unter
deutscher Kontrolle. Durch PESCO
wird sich die Bundesrepublik noch
mehr als Mittelpunkt europäischer
Verteidigung konstituieren. Für die
maßgeblichen Eliten muss Deutsch-
land aus dem langen »Schatten der
Vergangenheit« treten. Blockaden
müssten beseitigt werden, die auf-
grund der faschistischen Vergangen-
heit einer interventionistischen Si-
cherheitspolitik, einer weitreichen-
den Militärintegration, einer unbe-
schränkten Rüstungskooperation so-
wie ungehinderter Rüstungsexport-
politik entgegenstehen.
Die Reaktionen in benachbarten

Ländern sind widersprüchlich. Einer-
seits werden »deutsche Verantwor-
tung« und Tatkraft beschworen, an-
dererseits sind Unbehagen und Sor-
gen über deutsche Führungsansprü-
che und deutsches Potenzial unüber-
hörbar. Für manche Nachbarn ist ein
deutsch geprägtes Europa nicht zu-
mutbar. Der ehemalige Außenminis-
ter Gabriel vermerkte mit Blick auf
Steigerungen des Verteidigungsetats:
»Glauben wir wirklich, dass unsere
europäischen Nachbarn es nach zehn
Jahren so gut finden werden, dass in
Deutschland eine gewaltige zentral-
europäische Armee entsteht?«
Inwieweit durch PESCO ein neues

Kapitel in der Integrationsgeschichte
aufgeschlagen wird, muss sich noch
herausstellen. Die Militarisierung der
EU und die Aufrüstung werden auf je-
den Fall vorangetrieben. Der militä-
risch-industrielle Komplex wird ge-
stärkt. Zugleich zeichnen sich man-
nigfache Interessengegensätze und
Hindernisse ab. Weitere Gewichts-
verlagerungen zugunsten Deutsch-
lands und Frankreichs sind absehbar,
deren Wechselbeziehungen werden
jedoch nicht unbelastet bleiben. Ein
deutsch-französisches Kerneuropa
nimmt Gestalt an. »Wer nicht unter
den deutsch-französischen Vorgaben
mitrüstet, der wird sich künftig am
Katzentisch der EU-Militärpolitik
wiederfinden«, heißt es in einer Ein-
schätzung der Europäischen Linken.
»Das mag kurzfristig den Machtan-
sprüchen in Berlin und Paris dienen,
langfristig wird sich PESCO aber als
ein weiteres Element erweisen, das
den Fliehkräften in der EU weiter Rü-
ckenwind verleihen wird.« Konflikte
sehr unterschiedlicher Art und Be-
deutung werden zutage treten. Das
betrifft: verschiedenartige Zielvor-
stellungen und Konzepte; das Ver-
ständnis von »strategischer Autono-
mie« und der Bündnisbeziehungen zu
den USA, von einer EU als militärisch
eigenständiger Akteur, der aber ko-
operativ und arbeitsteiligmit denUSA
in der Globalstrategie der NATO
agiert; außenpolitische Unterschiede
und Traditionen – Bereitschaft zu mi-
litärischem Engagement außerhalb
Europas; Differenzen zwischen ost-,
westund südeuropäischen Mitglie-
dern; die Konkurrenz europäischer
Rüstungsgiganten; Fragen technolo-
gischer Souveränität; das Verhältnis
zu Großbritannien und speziell die
britische Beteiligung an Rüstungs-
projekten.
Sicher wird sich auch der Gegen-

druck verstärken müssen. Einer wei-
teren Militarisierung der EU stellen
sich jene Kräfte entgegen, die eine zi-
vile Union vor Augen haben. Demo-
kratische und parlamentarische Teil-
habe und Mitentscheidung werden
angemahnt. Antikriegsbewegungen
wenden sich gegen EU-Interventio-
nen, setzen sich für die Kontrolle von
Rüstungskooperation ein und wider-
setzen sich Versuchen, Exportrestrik-
tionen für Rüstungsgüter zu lockern.
Speziell stößt der Einsatz von EU-
Mitteln zur Förderung militärischer
Technologien auf Widerstand.
Zentrales Anliegen muss eine stra-

tegische Umorientierung der Euro-
päischen Union in Richtung einer
neuen Ostund Entspannungspolitik
sein. Das erfordert Engagement für
eine auf den gesamten Kontinent aus-
gerichtete und Russland einbezie-
hende Europapolitik, für eine ge-
samteuropäische Struktur für Sicher-
heit und Zusammenarbeit. Auch da-
für muss die immer wieder beschwo-
rene »Übernahme von Verantwor-
tung« eingefordert werden. Auch dies
gehört dazu, wenn über die Pers-
pektiven von PESCO künftig disku-
tiert wird
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Die Bundesrepublik ist
die dominierende
europäische Zentral-
macht, deren Einfluss
sich im letzten
Jahrzehnt nicht nur
ökonomisch und
politisch, sondern auch
in militärischer
Hinsicht gravierend
erhöht hat.
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Der Autor

Er gilt als Nestor der europapoliti-
schen Wissenschaften in der DDR:
Prof. Dr.Wilhelm Ersil. Seine Bü-
cher zur Außenpolitik der BRD, zu
den Ost-West-Beziehungen und sei-
ne umfassende Monografie »West-
europa – Politische und militärische
Integration« waren Standardwerke
für alle, die sich in Vorwendezeiten
mit internationalen Beziehungen, ob
wirtschaftliche oder politische, be-
schäftigten.
Nach frühzeitiger Promotion war

Wilhelm Ersil als Wissenschaftler,
Abteilungsleiter und Dozent am Ins-
titut für Internationale Beziehungen
an der Akademie für Staat und Recht
in Potsdam-Babelsberg tätig – und
setzte dort manche Neuerung um.
Dass beispielsweise Studenten in
»seinem« Bereich Westeuropa/Japan
mit am Tisch saßen und über ihre
Arbeiten referierten, war (und ist
wohl noch immer) in der Wissen-
schaftslandschaft ungewöhnlich.
Ebenso, dass Diplom-Konsultationen
abends am Esstisch in seinem
Wohnzimmer stattfanden – und sei-
ne Frau ihm immer dann einen stra-
fenden Blick zuwarf, wenn er wieder
einmal vergessen hatte, den Studen-
ten einen Kaffee anzubieten.
In den frühen 1990er Jahren war

Prof. Ersil maßgeblich an der Grün-
dung der Rosa-Luxemburg-Stiftung
Brandenburg beteiligt und prägte
deren außen- und deutschlandpoli-
tische Schwerpunktsetzung maß-
geblich. Noch heute ist er wissen-
schaftlich aktiv, unter anderem als
Publizist und im Wissenschaftlichen
Beirat des außenpolitischen Maga-
zins »WeltTrends«, dem wir diesen
Text entnahmen.
Am Mittwoch wird Wilhelm Ersil

90 Jahre alt. Auch das »nd«, in dem
er Interviewpartner und Autor war,
gratuliert. sat
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